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Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplans 
des Marktes Essenbach durch Deckblatt Nr. 23 

 (Sondergebiet Photovoltaik, am Bahnweg Altheim) 

 

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen 

 

Landratsamt Landshut – Untere Immissionsschutzbehörde (vom 17.07.2023; eingegangen 
20.07.2023) 
 

Gegen die Aufstellung bzw. Änderung der Bauleitplanung bestehen seitens des Staatlichen Bauamts 
Landshut keine Einwände, wenn die unten genannten Punkte beachtet werden. 

Entlang der freien Strecke von Bundesstraßen gilt gemäß § 9 Abs. 1 FStrG für bauliche Anlagen bis   20 m 
Hinsichtlich einer möglichen Blendung kritisch sind Immissionsorte, die vorwiegend westlich oder östlich 
einer Photovoltaikanlage liegen und nicht weiter als ca. 100 m von dieser entfernt sind. Im vorliegenden 
Fall liegt die nächste Wohnbebauung in westlicher Richtung, in ca. 50 m Abstand zur PV-Anlage. 

Daher ist für eine abschließende immissionsschutzfachliche Beurteilung die Vorlage eines 
Blendgutachtens zwingend erforderlich. 

 

DB AG – DB Immobilien / DB Energie GmbH (E-Mail vom 01.09.2024) 
 

DB AG – DB Immobilien  

110-kV-Bahnstromleitung Nr. 434, Landshut – Plattling im Bereich der Maste Nr. 10229 bis 10229A 

Die DB AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG und der DB Energie GmbH bevollmächtigt, übersendet 
Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme zu o. g. Verfahren. 

Innerhalb des Verfahrensgebietes verläuft die o.g. planfestgestellte 110-kV-Bahnstromleitung mit einem 
Schutzstreifen beidseits von je 30 m bezogen auf die Leitungsachse (Schutzstreifenbreite gesamt: 60 m), 
deren Bestand und Betrieb zur Aufrechterhaltung der Bahnstromversorgung auf Dauer gewährleistet sein 
muss. Maßgebend ist die in der Örtlichkeit tatsächlich vorhandene Leitungstrasse. 

Für den o.g. Flächennutzungs- und Landschaftsplan sowie Bebauungsplan sind die fachtechnischen und 
sicherheitsrelevanten Auflagen und Hinweise aus den beiden Stellungnahmen der DB Energie GmbH Az. 
I.ET-S-S-3 Ba (434) vom 31.08.2023 (siehe Anlage) zwingend zu berücksichtigen und einzuhalten. 

Der Deutschen Bahn AG dürfen durch das Vorhaben keine Nachteile und keine Kosten entstehen. 
Anfallende Kosten sind vom Antragsteller zu übernehmen. 

Für Schäden, die der DB aus der Baumaßnahme entstehen, haftet der Bauherr im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften und gegebenenfalls in vollem Umfang. 

Wir bitten Sie, uns das Abwägungsergebnis zu gegebener Zeit zuzusenden und uns an dem weiteren 
Verfahren zu beteiligen. 

Für Rückfragen zu diesem Schreiben bitten wir Sie sich an die Mitarbeiterin des Kompetenzteams 
Baurecht, Frau Fischer, zu wenden. 
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DB Energie GmbH 

110-kV-Bahnstromleitung Nr. 434, Landshut - Plattling; Mast Nr. 10229 bis 10229A 

nach Erhalt der Unterlagen zu o.g. Flächennutzungsplan teilen wir folgendes mit: 

1. Wir haben die 23. Änderung des o.g. Flächennutzungsplans auf die Belange der DB Energie GmbH – 
hier: 110-kV-Bahnstromleitungen (Freileitungen) – hinsichtlich der öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
geprüft. Innerhalb des Verfahrensgebietes verläuft die o.g. planfestgestellte 110-kV-Bahnstromleitung 
mit einem Schutzstreifen beidseits von je 30 m bezogen auf die Leitungsachse (Schutzstreifenbreite 
gesamt: 60 m), deren Bestand und Betrieb zur Aufrechterhaltung der Bahnstromversorgung auf Dauer 
gewährleistet sein muss. 

2. Maßgebend ist die in der Örtlichkeit tatsächlich vorhandene Leitungstrasse. 

3. Es wird darauf hingewiesen, dass im Bereich des Schutzstreifens mit Nutzungseinschränkungen bzgl. 
Bauwerken bzw. baulichen Anlagen (wie z.B. Gebäude, Wege, Straßen, Brücken, Verkehrs-, 
Entwässerungs-, Sport-, Freizeit-, Beleuchtungs-, Lärmschutz-, Signal-, Werbe-, Leitungs- Photovoltaik- 
und Bewässerungsanlagen sowie Lagerstätten, -halden, Tankstellen, Energiegewinnungsanlagen, 
Gasverteilungsanlagen usw.) und Bepflanzungen im Rahmen bestehender Dienstbarkeiten bzw. 
schuldrechtlicher Verträge zu rechnen ist. Für eine Spezifizierung der Einschränkungen sind konkrete 
Angaben über die geplanten Bauwerke bzw. baulichen Anlagen hinsichtlich ihrer Lage und 
Höhenentwicklung in Meter ü.NN (z.B. für Fahrbahnoberkanten, Erdoberkanten, Gebäudeoberkanten, 
Endwuchshöhen, Anlagenhöhen usw.) zwingend erforderlich. 

4. Einer Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern kann innerhalb des Schutzstreifens nur im Rahmen 
bestehender Dienstbarkeiten bzw. schuldrechtlicher Verträge zugestimmt werden. Die Endwuchshöhe 
der Pflanzungen darf daher – ausgehend vom bestehenden Geländeniveau - in der Regel 3,50 m nicht 
überschreiten. 

Im Übrigen gelten die Bestimmungen gemäß DIN VDE 0105 und DIN EN 50341 in der jeweils aktuellen 
Fassung. 

Die in der sechsundzwanzigsten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BImSchV) genannten Grenzwerte für elektrische 
Feldstärke und magnetische Flußdichte werden für den Bereich, für den wir die Zustimmung zur 
Bebauung geben, von 110-kV-Bahnstromleitungen eingehalten. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass 
in unmittelbarer Nähe von 110-kV-Bahnstromleitungen mit Beeinflussung von Monitoren, medizinischen 
Untersuchungsgeräten und anderen auf elektrische und magnetische Felder empfindlich reagierenden 
Geräten zu rechnen ist. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Für Rückfragen oder weitere Auskünfte stehen wir ihnen gerne zur Verfügung.Zu der im Betreff 
genannten Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Das Planungsgebiet grenzt an landwirtschaftlich genutzte Flächen. 

Auf mögliche Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch wird bereits in den Planungsunterlagen 
eingegangen. 

Zum Umweltbericht, 3.1.1, Emissionen: Satz 2 (Durch den Ackerbau … und Bioziden entstehen) ist 
komplett zu streichen. 
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Der Abdrift von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist durch Bewirtschaftung nach guter fachlicher Praxis 
und mit gesetzlich vorgeschriebener Technik unterbunden. 

Der Begriff Biozide ist in diesem Zusammenhang fachlich falsch. 

Grundsätzlich bitten wir folgenden Aspekt auch zukünftig zu berücksichtigen: Tag für Tag werden der 
Landwirtschaft wertvolle Äcker und Wiesen durch Überbauung und Versiegelung entzogen, sodass diese 
unwiederbringlich nicht mehr landwirtschaftlich genutzt werden können. Vor diesem Hintergrund bitten 
wir Sie, den schonenden und sparsamen Umgang mit landwirtschaftlicher Fläche weiter in den 
Mittelpunkt zu rücken. 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Abensberg-Landshut (E-Mail vom 31.07.2023) 
 

Flächenverbrauch und Bodengüte: 

Das Planungsgebiet umfasst 3 Flurnummern mit einer Gesamtgröße von insgesamt 69.698 m². Die 
Flächen werden derzeit als Acker genutzt. Die Flurnummern haben eine Ackerzahl zwischen 67 und 73. 
Es handelt sich hierbei um einen sehr fruchtbaren, lößhaltigen Boden mit überdurchschnittlichen 
Ertragsbedingungen. Die Bodengüte steht der Nutzungsänderung entgegen. 

Aus angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen sind Emissionen und Verschmutzungen aus der 
Landwirtschaft (z.B. Staub) entschädigungslos hinzunehmen. Eine Haftung der angrenzenden 
Landbewirtschafter ist ausgeschlossen. Grundsätzlich ist eine ordnungsgemäße Landwirtschaft auf den 
der Photovoltaikanlage benachbarten Flächen von Seiten des Betreibers zu dulden. 

Eine Verunkrautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer durch die Photovoltaikanlage 
ist durch geeignete Maßnahmen zu verhindern. Durch die regelmäßige Pflege soll das Aussamen 
eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen 
bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden werden. 

Um die Fläche für die anvisierte Folgenutzung in einem guten landwirtschaftlichen Zustand zu erhalten, 
sollten die Module und der Zaun betonfrei verankert werden. 

Kompensation: 

Gemäß IMS IIB5-4112.79-037/09 vom 19.11.2009 können eingriffsminimierende Maßnahmen sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der Anlage den Kompensationsfaktor auf bis zu 0,1 verringern. Dies ist z. B. 
bei der Verwendung von standortgemäßem autochthonem Saat- und Pflanzgut möglich. 

Beweidung: 

Im Falle einer geplanten Beweidung durch z.B. Schafe, sollten gewisse haltungsrelevante Besonderheiten 
bereits in der frühen Planung berücksichtigt werden. Hierzu sollte das Amt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten frühzeitig mit in die Planungen einbezogen werden. 

 

Die Autobahn GmbH des Bundes (vom 16.08.2023, eingegangen am 17.08.2023) 
 

Der Markt Essenbach hat die Aufstellung eines Bebauungs- mit Grünordnungsplan für ein Sondergebiet 
Photovoltaik „SO Photovoltaik, am Bahnweg Altheim“ sowie die Änderung des Flächennutzungs- und 
Landschaftsplans des Marktes Essenbach durch Deckblatt Nr. 23 „Sondergebiet Photovoltaik, am 
Bahnweg Altheim“ beschlossen. 
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In der Planzeichnung sind sowohl die 40 m – Anbauverbotszone als auch die 100 m – 
Anbaubeschränkungszone an der BAB A 92 eingezeichnet und in der Legende entsprechend mit 
Bezeichnung der Bundesautobahn dargestellt. In der Legende ist jedoch ein entsprechender Verweis auf 
§ 9 FStrG zu ergänzen. 

Zur Abstandsmessung möchten wir darauf verweisen, dass das Abstandsmaß der Zonen des § 9 FStrG 
auch an Anschlussstellenästen, an Ein- und Ausfädelungsstreifen sowie Rampen und gegenüber der Zu- 
und Abfahrten sowie bei Raststätten/-plätzen (äußere Fahrbahnkante der Durchfahrtsgasse, die die BAB 
verbindet) gilt. 

Aufgrund der Änderung des § 2 Erneuerbare-Energien-Gesetzes legen die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen zur Erzeugung von erneuerbaren Energien im überragenden öffentlichen Interesse. Die 
erneuerbaren Energien sollen als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden 
Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Hinsichtlich der Errichtung von 
Photovoltaikfreiflächenanlagen in der Anbauverbotszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG sind daher 
Privilegierungen möglich, sodass die Inanspruchnahme der 40-m-Anbauverbotszone, gemessen vom 
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, bei einer Vielzahl von Vorhaben i.S.d. § 9 Abs. 8 FStrG möglich 
ist. Um die Vereinbarkeit mit den in § 9 Abs. 3 FStrG aufgezählten straßenrechtlichen Belangen und das 
Maß einer möglichen Inanspruchnahme feststellen zu können, bedarf es immer einer Bewertung der 
konkreten Umstände des Einzelfalls. In einer Vielzahl von Fällen stellt die Errichtung von 
Photovoltaikfreiflächenanlagen ein Allgemeinwohlinteresse dar, dass zugleich eine Ortsgebundenheit 
aufweist. Diesbezügliche Ausführungen sind im Rahmen der Antragstellung bei einer Errichtung des 
Vorhabens in einem geringeren Abstand als 40 m zum äußeren Rand der befestigten Fahrbahn 
erforderlich. 

Wir bitten um die Aufnahme dieses Hinweises, um den Vorhabensträgern aufzuzeigen, dass ein 
Abweichen vom grundsätzlichen gesetzlichen Verbot insbesondere bei der Errichtung von 
Photovoltaikfreiflächenanlagen möglich sein kann, dies jedoch nicht von einer gesonderten 
Antragstellung, ggf. im Rahmen der Beteiligung des Fernstraßen-Bundesamtes im 
Baugenehmigungsverfahren, entbindet. 

Wir weisen ebenso darauf hin und bitten um Aufnahme eines Hinweises, dass im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens ggfls. eine vertragliche Rückbauverpflichtung mit der Autobahn GmbH des 
Bundes für den Fall von kollidierenden Ausbauabsichten in der Anbauverbotszone abgeschlossen werden 
muss sowie die Ausnahmegenehmigung gem. § 9 Abs. 8 FStrG für diesen Fall auch unter dem Vorbehalt 
des Widerrufs erteilt werden kann. 

Der erforderliche Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 9 Abs. 8 FStrG kann bereits 
zum jetzigen Zeitpunkt und parallel zum Bauleitplanverfahren beim Fernstraßen-Bundesamt gestellt 
werden. In diesem Fall bitten wir darum, die entsprechenden Antragsunterlagen vorzugsweise digital per 
E-Mail an anbau@fba.bund.de zu übermitteln. 

In die textlichen Festsetzungen und die Begründung ist Folgendes aufzunehmen bzw. zu ergänzen: 

- Längs der Autobahn dürfen jegliche Hochbauten, auch Nebenanlagen als solche, auch auf der nicht 
überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb der 40 m Anbauverbotszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG nicht 
errichtet werden, § 9 Abs. 1 FStrG. Umfasst sind hiervon auch die Solartische und jegliche damit im 
Zusammenhang stehenden Anlagen über der Erdgleiche (z.B. Masten etc.). Dies gilt auch für 
Abgrabungen und Aufschüttungen größeren Umfangs. In diesem Zusammenhang bitten wir auch um 
Ergänzung oder Änderung der textlichen Festsetzungen unter 0.1.1 mit pauschaler Zulassung 
baulicher Anlagen von bis zu 4 m Höhe. Dies bedarf in den Zonen des § 9 FStrG an der BAB immer der 
konkreten Prüfung des Einzelfalls. 
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- Bezüglich der mit einem Pflanzgebot oder auch als Ausgleichsfläche festgesetzten Bereiche innerhalb 
der 40 m – Anbauverbotszone ist auch hier klar zu regeln, dass auch keine (baulichen) Anlagen 
errichtet werden dürfen, die den Vorschriften des § 9 Abs. 1 FStrG zuwiderlaufen. Günstigerweise 
sollten diese Flächen grün hinterlegt werden, um sie eindeutiger als reine Grünflächen zu 
kennzeichnen. 

- Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen bauliche Anlagen (auch Werbeanlagen, Leitungen etc.) der 
Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes, wenn sie längs der Bundesautobahnen in einer 
Entfernung bis zu 100 Meter (und längs der Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der 
anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 Meter), gemessen vom 
äußeren befestigten Rand der Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden. 

- Allgemein: Konkrete Bauvorhaben (auch baurechtlich verfahrensfreie Vorhaben) im Bereich der 
Anbauverbots- und Beschränkungszonen bedürfen der Genehmigung/Zustimmung des 
Fernstraßenbundesamtes. 

- Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer ablenken können und somit geeignet sind die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs zu gefährden, dürfen nicht errichtet werden. Hierbei genügt bereits 
eine abstrakte Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. Auf § 33 StVO wird 
verwiesen. Die Errichtung von Werbeanalgen unterliegt ebenso der Genehmigung oder Zustimmung 
des Fernstraßen-Bundesamtes. 

- Bezüglich der Errichtung von Zäunen wird auf § 11 Abs. 2 FStrG verwiesen. Demgemäß dürfen 
Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere mit dem Grundstück nicht festverbundene 
Einrichtungen nicht angelegt werden, wenn sie die Verkehrssicherheit (konkret) beeinträchtigen. 
Soweit sie bereits vorhanden sind, haben die Eigentümer ihre Beseitigung zu dulden. Die Einordnung 
der Zaunanlage unter § 11 FStrG oder ggf. doch unter § 9 FStrG bedarf der konkreten Prüfung im 
Einzelfall. 

- Der Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Südbayern, Außenstelle Regensburg ist noch 
während des Bauleitplanverfahrens ein Blendgutachten vorzulegen. Kann eine Blendung nicht 
verhindert werden, ist das Vorhaben nicht genehmigungsfähig. 
Das Begleitgrün der Autobahn darf nicht als Blendschutz gewertet oder in Anspruch genommen 
werden. 

- Das Begleitgrün der Autobahn darf nicht als Ersatz für die nach anderen Gesetzen erforderliche 
Eingrünung der PV-Anlage herangezogen werden. 
Eine Beschattung oder Behinderung der PV-Anlage durch das Begleitgrün der Autobahn begründet 
keinen Anspruch auf Reduzierung oder Beseitigung der Straßenbepflanzung bzw. der Bepflanzung 
auf Straßennebenflächen. 

- Eine Längsverlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen innerhalb des Grundstückes der A 92 ist 
aufgrund bereits bestehender Einrichtungen (autobahneigenes Fernmeldekabel, 
entwässerungstechnische Einrichtungen) sowie aufgrund des vorhandenen Bewuchses (Buschwerke, 
Bäume) nicht erlaubt. 
Der Leitungsverlauf der Stromtrassen vom Standort der Photovoltaikanlage bis zum Einspeisepunkt 
des EVUs ist noch während des Verfahrens zu sichern. 
Hinweis: Die Errichtung einer Übergabestation innerhalb der Bauverbotszone nach § 9 Abs. 1 FStrG 
ist nicht zulässig. 

- Durch den Bau, das Bestehen sowie die Nutzung und Unterhaltung des Bauvorhabens dürfen die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der A 92 nicht beeinträchtigt werden. Es sind alle zum 
Schutz des Verkehrs erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 
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Eisenbahn-Bundesamt (E-Mail vom 28.07.2023) 
 

Ihr Schreiben ist am 13.07.2023 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter dem o. a. 
Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und die 
Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger 
öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach 
§ 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Änderung des FNP mit Deckblatt Nr. 23 wegen 
der Nähe zur Bahnstrecke 5634 Landshut – Bayerisch Eisenstein berührt. 

Gegen die Änderung des Flächennutzungsplans bestehen von Seiten des Eisenbahn-Bundesamtes keine 
Einwände, wenn sichergestellt ist, dass von der künftigen Photovoltaikanlage keine Beeinträchtigung 
oder Behinderung, z.B. durch Blendwirkung, des ca. 300m entfernten Eisenbahnverkehrs ausgeht. 

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber der 
Eisenbahnbetriebsanlagen und der Bahnstromfernleitungen prüft. Die Betreiber dieser Anlagen sind 
möglicherweise betroffen. Ich empfehle daher, die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Kompetenzteam 
Baurecht, Region Süd, Barthstraße 12, 80339 München (ktb.muenchen@deutschebahn.com) am 
Verfahren zu beteiligen, sofern nicht bereits geschehen. Diese Stelle übernimmt die Koordination der 
jeweils betroffenen Unternehmensbereiche und die Abgabe einer gesamten Stellungnahme für den 
Konzern der Deutschen Bahn bei Bauleitplanungen und Bauvorhaben Dritter. 

 

Bund Naturschutz in Bayern e.V. (E-Mail vom 22.08.2023) 
 
Der Bund Naturschutz bedankt sich für die Beteiligung am Entwurf des o. g. Verfahren und nimmt 
ergänzend Stellung wie folgt: 

Der Bund Naturschutz stimmt der Änderung des Flächennutzungsplans zur Errichtung der 
„Freiflächenphotovoltaikanlage“ zu. 

Wir möchten darauf hinweisen, dass bei der Erstellung eines Landschaftsplanes besonders auf den 
Biotopverbund geachtet werden muss. Der Ausbau des Biotopverbunds bringt dabei verschiedene 
Ansätze zusammen, um dem Verlust der Artenvielfalt entgegenzuwirken. Bisher sind rund 9 % der 
Offenlandfläche in Bayern in den Biotopverbund integriert. Entsprechend dem bayerischen 
Naturschutzgesetz soll der Biotopverbund bis zum Jahr 2030 auf mindestens 15 % der bayerischen 
Offenlandfläche erweitert werden (10 % bis 2023 und 13 % bis 2027). 

 

Bayerischer Bauernverband (E-Mail vom 21.08.2023) 
 
Zu der im Betreff genannten Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Der Bayerische Bauernverband setzt sich dafür ein, dass die Politik auf Landes-, Bundes und EU-Ebene 
den Ausbau der Photovoltaik durch geeignete Rahmenbedingungen weiter unterstützt. Dabei sollten PV-
Anlagen vorrangig auf Dachflächen installiert werden. Dennoch können auch PV-Freiflächenanlagen auf 
Flächen mit Bewirtschaftungsauflagen, Grenzertragsstandorten oder Ausgleichsflächen einen sinnvollen 
Beitrag zur Energiewende leisten. 
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Das Planungsgebiet wird derzeit als Ackerfläche genutzt. Für die Landwirtschaft sind Acker- und 
Grünlandflächen die wichtigsten Produktionsfaktoren. Bei Ausweisung eines Sondergebietes mit 
Freiflächenphotovoltaikanlage wird diese Fläche der landwirtschaftlichen Produktion entzogen. 

Die betroffenen Flächen haben eine sehr gute Bonität und sind somit für die heimische Landwirtschaft 
und damit verbunden Lebensmittelerzeugung von hoher Bedeutung. 

Der Interessenskonflikt zwischen Lebensmittel- und Stromerzeugung sollte nochmals genauer 
abgewogen werden. 

Die Güte der dabei benötigten landwirtschaftlichen Nutzflächen sollte immer ein gewichtiger Faktor sein. 

Für den Fall, dass diese Planung weiterverfolgt wird, sind Hinweise zur umliegenden landwirtschaftlichen 
Nutzung sowie zu Pflanzabständen bereits in den Planungsunterlagen enthalten. 

 

 

 


